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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

En 2007, une recherche du Registre allemand du cancer de l’enfant a conclu à un
risque accrû de leucémie chez les enfants vivant dans un rayon de cinq kilomètres
autour d’une centrale nucléaire. La publication de ces résultats dans la presse suisse au
printemps a suscité un émoi certain en plein débat sur la place du nucléaire dans la
stratégie énergétique suisse. Afin de disposer d’informations comparables sur la Suisse,
Les chambres ont approuvé une motion Rudolf Rechsteiner (ps, BS) chargeant le
Conseil fédéral de commander à des experts indépendants une étude sur la leucémie
chez les enfants vivant à proximité des centrales nucléaires suisses. Dans le même
registre, le Conseil national a transmis au Conseil fédéral un postulat Hans-Jürg Fehr
(ps, SH) lui donnant mandat de faire analyser les effets du rayonnement de faible
intensité émis par les installation nucléaires sur les humains, les animaux et les plantes.
Le Conseil national a également adopté, sans discussion, un postulat Girod (pe, ZH)
allant dans le même sens que la motion Rechsteiner. 1

MOTION
DATUM: 18.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Im Frühjahr 2022 reichte Benjamin Roduit (mitte, VS) eine Motion ein, die auf die
verstärkte Forschungsförderung zu Endometriose abzielte. So solle der SNF mit einem
entsprechenden Forschungsauftrag betraut werden, wobei auch auf die finanziellen
Auswirkungen der Krankheit auf die Krankenkassen und die Gesellschaft eingegangen
werden soll. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2023 mit dem Vorstoss. Vor seinen
Ratskolleginnen und -kollegen betonte der Motionär die Bedeutung seines Anliegens.
Bedingt durch ihr Ausmass – eine von zehn Frauen sei von der Krankheit betroffen –
und den mit ihr verbundenen Einschränkungen im täglichen Leben handle es sich bei
der Endometriose um ein öffentliches Gesundheitsproblem. Oftmals werde die
Krankheit aber erst nach vielen Jahren diagnostiziert – einerseits aufgrund
ungenügenden Wissens in der Bevölkerung und bei der Ärzteschaft, andererseits wegen
dem begrenzten Zugang zu Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten. Das Parlament
habe sich bereits einige Male dem Thema Endometriose angenommen. Dennoch biete
beispielsweise das Postulat der WBK-SR mit dem Titel «Für eine Strategie zur
Früherkennung von Endometriose» nicht die benötigten Forschungsmittel für eine
entsprechende Studie. Bundesrat Guy Parmelin beteuerte, dass sich Bund und Kantone
dafür engagierten, dass Frauen mit Endometriose die notwendige
Gesundheitsversorgung erhielten. Da die Regierung auf das «bottom-up»-Prinzip setze,
bei welchem Forschende von Schweizer Hochschuleinrichtungen jederzeit einen Antrag
für Mittel stellen können, um ihre wissenschaftlichen Projekte zu Endometriose
durchzuführen, und es bereits mehrere solche Projekte gebe, beantrage die
Landesregierung dennoch die Ablehnung der Motion. Mit 106 zu 76 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Vorstoss jedoch an. Dabei stimmten die
Fraktionen der SP, GLP und der Grünen geschlossen für den Antrag. Von der Mitte-
Fraktion enthielten sich 7 Mitglieder ihrer Stimme, der Rest sprach sich ebenfalls für
die Motion aus. Gegen den Vorstoss stimmten hingegen die Fraktionen der SVP und der
FDP, wobei sich pro Fraktion je eine Person gegen die Fraktionsmeinung stellte und das
Geschäft befürwortete. Die restlichen beiden Enthaltungen stammten aus den Reihen
der FDP. 
Dass das Thema nicht nur innerhalb des Parlaments zu reden gab, sondern auch in der
Bevölkerung sehr präsent ist, zeigt etwa die Petition «Endometriose – Geben Sie
Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche von 18'672 Personen unterschrieben
wurde, sowie die Petition «Chancengleichheit für eine ganzheitliche sexuelle
Gesundheit von Frauen» (Pet. 21.2035). Letztere war im Rahmen der Frauensession
2021 eingereicht worden. 2

MOTION
DATUM: 20.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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Nachdem der Nationalrat während der Herbstsession 2023 die Motion Roduit (mitte,
VS) mit dem Titel «Endometriose. Schluss mit den medizinischen Irrungen und
Wirrungen» angenommen hatte, befasste sich der Ständerat in der darauffolgenden
Wintersession mit dem Geschäft. WBK-SR-Sprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR)
betonte die Relevanz, welche der Endometrioseforschung zukomme. Dennoch
empfehle die Kommission, den Vorstoss abzulehnen. Die Freiburgerin begründete diese
Haltung damit, dass zur Festlegung von Forschungsthemen transparente und
koordinierte Regeln existierten, an denen die ständerätliche WBK festhalten wolle.
Projekte zur Endometriose könnten etwa durch das NFP 83 «Gendermedizin und
-gesundheit» unterstützt werden. Anders sah dies Céline Vara (gp, NE), welche die
Annahme der Motion beantragte. Sie begründete ihren Antrag unter anderem damit,
dass die spezifisch weibliche Krankheit Endometriose nicht in das Thema «Gender»
passe und die Forschungsförderung für Endometriose verglichen mit anderen
Krankheiten gering ausfalle. Weiter verwies sie auf die Petition «Endometriose – Geben
Sie Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche mit über 18'000 Unterschriften
eine breite Unterstützung erfahren hatte. Nichtsdestotrotz lehnte der Ständerat die
Motion mit 23 zu 11 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) ab. 3

MOTION
DATUM: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Gesundheitspolitik

Eine im „European Journal of Cancer“ erschienene Studie zeigte auf, dass in
Deutschland ein erhöhtes Risiko für Krebs bei Kindern unter fünf Jahren besteht, wenn
diese innerhalb eines Umkreises von fünf Kilometern eines Atomkraftwerkes (AKW)
wohnen und gab damit Anstoss zu einem Postulat Girod (gp, ZH) (Po. 07.3821) und einer
Motion Rechsteiner (sp, BS) im Nationalrat. Ersterer beauftragte den Bundesrat, auch
für die Schweiz eine vergleichbare Studie durchzuführen. Die Motion ging einen Schritt
weiter und verlangte auch die Untersuchung der Krebsraten von Erwachsenen im
Umfeld von AKWs. Ausserdem sollte ein Studienprogramm der Frage nachgehen,
inwiefern sich die radiologische Wirkung von Atomanlagen von der künstlichen
Strahlung unterscheidet. Der Nationalrat nahm das Postulat sowie denjenigen Teil der
Motion an, dessen Inhalt sich mit demjenigen des Postulates deckte . 4

MOTION
DATUM: 18.12.2008
LINDA ROHRER

Tarifpartner sollen Tarife von Laboranalysen aushandeln. So kurz und knapp war der
Auftrag an den Bundesrat aus einer Kommissionsmotion der SGK des Ständerats, womit
ein gleicher Mechanismus wie bei den DRG und beim Tarmed übernommen werden
sollte. Eine linke Kommissionsminderheit wollte diese KVG-Änderung nicht mittragen.
Der Bundesrat beantragte ebenfalls, die Motion nicht zu unterstützen, da er Blockaden
bei den Tarifverhandlungen befürchtete, wie dies bereits beim Tarmed oder bei der
Physiotherapie zu Problemen geführt hatte. Deswegen wollte die Regierung ihre durch
das KVG eingeräumte Subsidiarität im Bereich der Tarifregelungen beibehalten und so
eine „schlanke Regelung“ weiterführen.
Das Plenum beriet diese in der Kommission mit 9 zu 3 Stimmen gefasste Motion im
November 2017 und nahm sie mit 24 zu 18 Stimmen an. Kommissionssprecher Kuprecht
(svp, SZ) führte die Beweggründe aus und verwies dabei nicht nur auf ältere Vorstösse –
seine eigene Motion (Mo. 16.3487), die er nach dieser Beratung zurückzog,
eingeschlossen –, sondern auch auf Sondierungsgespräche zwischen der FMH und den
Krankenkassenverbänden im Zuge der Beratungen ebendieser. Die vorliegende Motion
wurde unter Berücksichtigung besonderer Kritikpunkte der Verhandlungspartner als
Folge-Vorstoss formuliert. Die Gegner der Motion hielten sie für unnötig, weil, und hier
teilten sie die Meinung der Regierung, es bereits möglich sei, tiefere Tarife
auszuhandeln. Jene Tarife, die bereits geregelt sind, würden Höchstansätze beziffern
und eine Unterschreitung dieser sei in gegenseitigem Einverständnis bereits denkbar.
Überdies wurde angeregt, noch einen sich in Ausarbeitung befindlichen
Massnahmenkatalog zur Begrenzung der Gesundheitskosten abzuwarten. Die
Opposition verfing im Rat zu wenig und die Motion ging an den Nationalrat. 5

MOTION
DATUM: 29.11.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Medikamente

Mit einer von Frauen aus allen Parteien mitunterzeichneten Motion verlangte
Nationalrätin Stump (sp, AG), die Information für Frauen, die eine Silikon-
Brustimplantation vornehmen wollen, sei auszubauen und es sei eine
wissenschaftliche Verlaufsforschung für diese Produkte vorzusehen. Unter Hinweis auf
begonnene Arbeiten beantragte der Bundesrat erfolgreich die Umwandlung in ein
Postulat. 6

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Ende 2018 wollte Edith Graf-Litscher (sp, TG) mittels Motion den Bundesrat mit der
Aufgabe betrauen, Forschungsprojekte zu unterstützen, welche sich mit der Rolle
komplementärmedizinischer Behandlungstherapien zur Verhinderung von
Antibiotikaresistenzen befassen. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse sollen in
Informationskampagnen, Richtlinien und in die Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten
einfliessen. 
Der Nationalrat behandelte das Geschäft in der Wintersession 2020. Dort betonte Graf-
Litscher den Ernst der Lage: Antibiotikaresistenzen gingen nicht nur mit erhöhter
Sterblichkeit, sondern auch mit höheren Kosten für das Gesundheitssystem einher.
Durch das Ausweichen auf Komplementärmedizin könne der Einsatz von Antibiotika
reduziert werden. Allerdings habe die Verwendung von Komplementär- und
Phytoarzneimitteln bislang kaum Eingang in die aktuelle Forschung gefunden.
Gesundheitsminister Alain Berset war im Namen des Bundesrats der Ansicht, dass die
Forderungen der Motion bereits genügend durch aktuelle Massnahmen wie die
Durchführung des NFP «Antimikrobielle Resistenz» berücksichtigt würden. Daher
beantrage die Regierung die Ablehnung des Geschäfts. Mit 91 zu 88 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) stellte sich allerdings eine knappe Mehrheit der grossen Kammer hinter
die Motion. Die Befürworterinnen und Befürworter stammten aus den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen sowie aus einer grossen Mehrheit der
Mitte-Fraktion und zwei Stimmen aus der SVP-Fraktion. 7

MOTION
DATUM: 14.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Während der Herbstsession beschäftigte sich der Ständerat mit einer Motion Graf-
Litscher (sp, TG) zu Antibiotikaresistenzen und dem Potenzial von
Komplementärmedizin. Hannes Germann (svp, SH) erklärte für die Mehrheit der SGK-
SR, dass man – wie auch der Bundesrat – das Geschäft zur Ablehnung beantrage. Dies,
weil bereits Programme und Forschungsmöglichkeiten bestünden, die auch der
Komplementärmedizin offen stünden. Eine Minderheit Graf (gp, BL) setzte sich indes
für die Annahme der Motion ein. Die Baselbieterin war der Auffassung, dass der
Forschungsstand zum Nutzen der Komplementärmedizin im Zusammenhang mit der
Reduktion von Antibiotika bislang ungenügend sei. Zudem machte sie auf den
Verfassungsauftrag (Art. 118a BV) aufmerksam, gemäss welchem die
Komplementärmedizin berücksichtigt werden muss. Anders als im Nationalrat blieb das
Geschäft im Ständerat chancenlos. Mit 22 zu 11 Stimmen sprach sich die kleine Kammer
dagegen aus. 8

MOTION
DATUM: 14.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Emotionsloser verlief der Internationale Kongress über AIDS-Prävention, der anfangs
November in Montreux (VD) stattfand. Die Fachleute aus aller Welt waren sich dabei
einig, dass Evaluation ein wichtiger Bestandteil jeder Prävention sei und deshalb
unbedingt zuverlässigere Daten über die Verbreitung der HIV-Infektion erhoben werden
müssten. Das BAG möchte so im Einvernehmen mit der Verbindung der Schweizer Ärzte
FMH die Bevölkerung mit unverknüpfbaren anonymen Stichproben auf ihre
Seropositivität testen lassen. In diesem Sinn reichte Nationalrat Günter (ldu, BE; Mo.
90.349) eine Motion ein, welche die Durchführung anonymer HIV-Tests bei Rekruten
verlangt. Die Motion wurde nach dem Ausscheiden Günters aus dem Rat
abgeschrieben. 9

MOTION
DATUM: 02.11.1990
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Medizinische Forschung

Au parlement, le conseiller national Zwygart (pev, BE; Mo. 87.914) a déposé une motion
chargeant le Conseil fédéral de créer les bases légales permettant de prendre des
mesures relatives aux manipulations génétiques. Le Conseil des Etats, pour sa part,
estimant opportun de soumettre la fécondation artificielle à des règles de droit fédéral,
a invité le Conseil fédéral à présenter un rapport sur ce sujet. Ce faisant, il a donné
suite à une initiative du canton de Saint-Gall demandant que l'Assemblée fédérale
édicte sans tarder des normes législatives dans le domaine de la fécondation artificielle
chez l'être humain afin de combler un vide juridique (Iv.ct. 87.203). Pour Jean-François
Aubert (pls, NE), président de la commission, il est préférable que la création de la vie
humaine, dans la mesure où elle doit être réglementée, le soit dans les mêmes termes
pour toute l'étendue du pays. Il a cependant mis les députés en garde contre l'adoption
de dispositions trop restrictives afin de ne pas imposer les vues morales de la majorité
à une minorité qui ne les acceptera pas. Tant le risque de voir se créer des normes
législatives entre cantons que la gravité du processus de la procréation ont incité les
sénateurs à confier la législation à la Confédération. Face à l'absence d'une base
constitutionnelle et à la longueur des procédures fédérales, plusieurs cantons ont déjà
pris les devants en débattant de cet important problème. 10

MOTION
DATUM: 09.10.1987
STÉPHANE HOFMANN

Fragen der Sicherheit bei der Genmanipulation und der Freisetzung von genetisch
veränderten Lebewesen standen im Zentrum neu im Nationalrat eingereichter
Vorstösse. Mit drei Motionen (Mo 90.409, Mo. 90.869 und Mo. 90.802) will der Basler
Nationalrat Baerlocher (poch, BS) ein Verbot von gentechnologisch hergestellten
Lebensmitteln, ein Verbot der Freisetzung von gentechnisch manipulierten Lebewesen
und eine Umweltverträglichkeitsprüfung für bio- und gentechnologische Anlagen
erreichen. Die drei Motionen wurden nach dem Ausscheiden Baerlochers aus dem Rat
abgeschrieben. 11

MOTION
DATUM: 31.01.1990
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Beratungen überwies der Rat eine Motion der vorberatenden
Kommission, die den Bundesrat beauftragt, eine Vorlage zu unterbreiten, welche die
Anwendung von Genomanalysen regelt und insbesondere die Anwendungsbereiche
definiert sowie den Schutz der erhobenen Daten gewährleistet. Nationalrätin Ulrich (sp,
SO) zog daraufhin ihre analoge parlamentarische Initiative zurück (Pa.Iv. 89.240). Eine
parlamentarische Initiative der inzwischen aus dem Rat ausgeschiedenen Abgeordneten
Fetz (poch, BS) für ein Moratorium im Bereich der Gentechnologie wurde dagegen klar
abgelehnt (Pa.Iv. 88.234). Zwei Kommissionspostulate zur Forschung über die
Auswirkungen der Gentechnologie und zur Bildung einer Kommission für gentechnische
Forschung wurden diskussionslos überwiesen (Po. 89.441 und Po. 89.442). Gleich wie
der Ständerat beschloss auch der Nationalrat, einer Standesinitiative des Kantons St.
Gallen Folge zu geben, welche verlangt, dass der Bund unverzüglich Vorschriften über
die DNS-Rekombinationstechniken in Medizin, Landwirtschaft und Industrie erlassen
soll. Zwei dringliche Interpellationen (Grüne Fraktion: D.Ip. 91.3040 und Baerlocher,
poch, BS: D.Ip 91.3045)   zur Freisetzung gentechnisch veränderter Kartoffeln in der
eidgenössischen Forschungsanstalt von Changins (VD) wurden nach dieser
reichbefrachteten Debatte nicht mehr diskutiert. 12

MOTION
DATUM: 20.03.1991
MARIANNE BENTELI

Im Zusammenhang mit diesen Eurolex-Beschlüssen behandelten beide Kammern
mehrere Motionen, welche aus den Beratungen der zuständigen Kommissionen
hervorgegangen waren. Der Nationalrat lehnte dabei sowohl ein eigenständiges
Gentechnologiegesetz für den ausserhumanen Bereich als auch eine hinreichende
Bundeskontrolle für gentechnisch hergestellte Medikamente ab (Mo. Ad 92.057-1).
Ebenso sprach er sich dagegen aus, vom Bundesrat eine weitere gesetzliche
Konkretisierung des Begriffs der umweltgefährdenden Organismen zu verlangen. Einzig
eine Motion der Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrats für
den unverzüglichen Erlass von Bestimmungen, die den Umgang mit gentechnisch
veränderten und pathogenen Organismen umfassend und unter Einbezug des
Transports regeln soll, wurde von beiden Kammern angenommen. 13

MOTION
DATUM: 23.09.1992
MARIANNE BENTELI
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Nationalrat Günter (sp, BE) versuchte mit einer Motion zu erreichen, dass ein Gesetz
ausgearbeitet wird, welches die Gentestung von Personen im Zusammenhang mit
Lebens- und Krankenversicherungen verbietet. Da der Bundesrat auf bereits laufende
Arbeiten einer Expertenkommission verweisen konnte, wurde der Vorstoss im
Einverständnis mit dem Motionär nur als Postulat angenommen. 14

MOTION
DATUM: 03.10.1996
MARIANNE BENTELI

Da er gewillt ist, in diesen heiklen Bereichen aktiv zu werden, war der Bundesrat bereit,
entsprechende Motionen im Nationalrat entgegenzunehmen. Dormann (cvp, LU) wollte
ihn verpflichten, möglichst rasch ein Bundesgesetz über die medizinische Forschung
am Menschen vorzubereiten, doch wurde der Vorstoss von von Felten (sp, BS) bekämpft
und damit vorderhand der Diskussion entzogen. Eine Motion von Felten, welche
Gentests vor Abschluss eines Versicherungsvertrags praktisch ausschliessen wollte,
wurde von Privatassekuranzvertreter Hochreutener (cvp, BE) bekämpft und deshalb
materiell ebenfalls nicht behandelt. 15

MOTION
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr war eine Motion von Felten (sp, BS), welche Gentests vor Abschluss eines
Versicherungsvertrags praktisch ausschliessen wollte, von Hochreutener (cvp, BE)
bekämpft worden. Nachdem dieser seinen Widerstand aufgegeben hatte, wurde der
Vorstoss im Einvernehmen mit der Motionärin als Postulat überwiesen. 16

MOTION
DATUM: 03.03.1999
MARIANNE BENTELI

Mit Einverständnis des Bundesrates überwies der Ständerat in der Frühjahrssession
eine Motion Plattner (sp, BS), welche die Landesregierung beauftragt, bis Ende 2001 ein
eigentliches Bundesgesetz über die medizinische Forschung am Menschen in die
Vernehmlassung zu geben. In diesem Gesetz sollen die ethischen und rechtlichen
Grundsätze und Schranken festgeschrieben werden, die in diesem Gebiet befolgt
werden müssen, damit einerseits der Schutz der Menschenrechte in möglichst hohem
Masse gewährleistet ist und andererseits eine sinnvolle medizinische Forschung am
Menschen nicht verhindert wird. 17

MOTION
DATUM: 16.03.1999
MARIANNE BENTELI

Gleich wie der Ständerat im Vorjahr und in Übereinstimmung mit dem Bundesrat
überwies der Nationalrat eine Motion Plattner (sp, BS), welche ein Bundesgesetz für
medizinische Forschung am Menschen verlangt. In dem Gesetz sollen die ethischen
und rechtlichen Grundsätze und Schranken festgeschrieben werden, die zu befolgen
sind, um in möglichst hohem Mass den Schutz der Menschenrechte zu gewährleisten,
ohne deswegen eine sinnvolle medizinische Forschung am Menschen zu verhindern. 18

MOTION
DATUM: 21.03.2000
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an seine erste Beratung des Stammzellenforschungsgesetzes überwies der
Ständerat diskussionslos und im Einverständnis mit dem Bundesrat eine Motion seiner
WBK, die den Bundesrat beauftragt, eine Verfassungsbestimmung zur Forschung am
Menschen vorzubereiten. Damit soll der Bund eine ausdrückliche gesetzgeberische
Zuständigkeit für das gesamte Gebiet der Forschung am Menschen erhalten. Zudem
sollen unter Beachtung des Grundrechtes der Wissenschaftsfreiheit wesentliche
Grundsätze für die Forschung am Menschen verankert werden, mit denen die
Menschenwürde, die Persönlichkeit und die Gesundheit geschützt werden. Der
Nationalrat nahm die Motion ebenfalls an. 19

MOTION
DATUM: 18.09.2003
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin Hubmann (sp, ZH) reichte eine Motion für mehr Transparenz bei
klinischen Studien ein, die auch die Zustimmung des Bundesrates fand. Sie regte an,
dass sämtliche klinischen Studien in einem öffentlich zugänglichen Register erfasst
werden, und diese Registrierung zur Bedingung für eine Publikation gemacht wird.
Diskussionslos stimmten beide Kammern dem Vorstoss zu. 20

MOTION
DATUM: 12.12.2005
MARIANNE BENTELI
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Nach einer sehr emotionalen Debatte stimmte der Nationalrat im Einverständnis mit
dem Bundesrat einer Motion seiner WBK zu, welche die Regierung verpflichtet,
Regelungen für die stark umstrittene Präimplantationsdiagnostik (PID) bei der In-vitro-
Fertilisation vorzulegen. Gutzwiller (fdp, ZH), der mit einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative (Pa. Iv. 04.234) den Anstoss für die Motion gegeben hatte,
argumentierte, es sei unlogisch und für Frauen eine Zumutung, dass dieselben
genetischen Tests im Mutterleib in den ersten Wochen der Schwangerschaft erlaubt
seien, nicht aber vor der Übertragung eines Fötus. Durch die PID könnten spätere
Schwangerschaftsabbrüche vermieden werden. Die Gegner warnten vor „Kindern nach
Mass“ und der Gefahr, dass die Tests später auch zur Auswahl von Merkmalen wie dem
Geschlecht missbraucht würden; zudem sei die PID im Fortpflanzungsmedizingesetz,
das erst 2001 in Kraft trat, ausdrücklich verboten worden. Die Motion wurde mit 92 zu
63 Stimmen angenommen. Praktisch geschlossen stimmte die FDP für die neue
Regelung, ebenso eine Mehrheit der SP und der SVP. Dagegen sprachen sich die CVP,
die EVP und mehrheitlich auch die Grünen aus. Im Ständerat gab es die gleichen
Argumente und die gleichen parteipolitischen Gräben, wobei sich die SP gespaltener als
in der grossen Kammer zeigte; Béguelin (VD) und Sommaruga (BE) sprachen sich mit der
CVP gegen diesen „Akt der Selektion“ aus. Die Motion wurde mit 24 zu 18 Stimmen
überwiesen. 21

MOTION
DATUM: 13.12.2005
MARIANNE BENTELI

Nationalrat Hochreutener (cvp, BE) sieht die Zukunft des Forschungsplatzes Schweiz
dadurch gefährdet, dass sich die Forschenden bei Multizenterstudien insbesondere im
Heilmittelbereich wegen der Kleinräumigkeit meistens mit mehreren kantonalen
Ethikkommissionen auseinander setzen müssen. Er reichte deshalb eine Motion ein, die
den Bundesrat beauftragt, dafür zu sorgen, dass bei klinischen Versuchen ein Verfahren
vor nur einer Ethikkommission durchgeführt wird. Der Bundesrat anerkannte den
Handlungsbedarf und stellte in Aussicht, im Humanforschungsgesetz entsprechende
Leitlinien festzuschreiben. Mit seinem Einverständnis nahmen beide Räte die Motion
oppositionslos an. 22

MOTION
DATUM: 13.12.2007
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der WBK des Nationalrates verlangte, dass das Bundesgesetz über die
medizinisch unterstützte Fortpflanzung präzisiert wird, indem die Unabhängigkeit der
Aufsicht über Zentren und Praxen der Fortpflanzungsmedizin und die Unabhängigkeit
für die Erstellung einer vollständigen Statistik zu gewährleisten sind. Insbesondere sei
dabei eine regelmässige Inspektion, die Unabhängigkeit der Aufsicht und aller
Inspektionen sowie die Aufdeckung von Missbräuchen sicherzustellen. In Anbetracht
der klaren und ausführlichen gesetzlichen Vorschriften und der laufenden
Verbesserung in der Aufsichtstätigkeit sowie bei der Erhebung und Publikation
vollständiger Statistiken, sah der Bundesrat keinen Bedarf für eine präzisere gesetzliche
Regelung und beantragte daher die Ablehnung der Motion. Dem folgte auch der
Ständerat. 23

MOTION
DATUM: 09.12.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK) des
Nationalrates beauftragt den Bundesrat, das Gesetz über genetische Untersuchungen
beim Menschen (GUMG) auf Mängel zu untersuchen. Da die Weiterentwicklung der
Möglichkeiten genetischer Untersuchungen rasch erfolgt und die Kosten sinken, sei es
angezeigt, dem Schutz der Bevölkerung Rechnung zu tragen. In seiner Antwort
unterstütze der Bundesrat das Geschäft indem er anerkannte, dass gewisse Angebote
auf dem Markt zugänglich seien, welche von der bestehenden Rechtsetzung nicht
erfasst würden. Die Kommissionsmotion wurde als Reaktion auf eine ältere
parlamentarische Initiative Neirynck (cvp, VD) formuliert, wonach genetische
Untersuchungen am Menschen auch ohne medizinischen Zweck ermöglicht werden
sollten. Dafür sollte ebenfalls der Wortlaut des bestehenden Gesetzes angepasst
werden. Der parlamentarischen Initiative wurde jedoch keine Folge gegeben. Die
Motion hingegen sollte den Bundesrat beauftragen, dem Parlament erforderliche
Änderungen zu unterbreiten. Diese Variante wurde in der Volkskammer gutgeheissen.
Im September folgte der Ständerat dem Nationalrat und überwies die Motion
ebenfalls. 24

MOTION
DATUM: 26.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Durch eine Motion Bruderer (sp, AG) wurde der Bundesrat beauftragt, bestehende
Anforderungen an frühe pränatale Untersuchungen dergestalt zu präzisieren, dass
deren Missbrauchsrisiko zur geschlechtsspezifischen Selektion weitestmöglich
reduziert wird. Die Motionärin bezog sich in ihrem Anliegen auf das Bundesgesetz über
genetische Untersuchungen beim Menschen (GUMG), wonach pränatale
Untersuchungen mit dem einzigen Ziel einer Geschlechtsbestimmung des Fötus
verboten sind. Problematisch sei die Kenntnis des Geschlechts, wenn dieses nicht den
Wünschen der werdenden Eltern entspricht und deswegen Schwangerschaftsabbrüche
in Erwägung gezogen würden. Deswegen soll es Laboratorien untersagt sein, die
entsprechenden Informationen weiterzuleiten. Das Missbrauchsrisiko sei durch eine
Anpassung des GUMG einzudämmen. Die Regierung teilte diese Sorge und stellte in
Aussicht, entsprechende Lösungen im Zuge der laufenden Revision des Bundesgesetzes
über genetische Untersuchungen beim Menschen zu finden. Der Ständerat überwies die
Motion Mitte September, der Nationalrat folgte in der Wintersession stillschweigend. 25

MOTION
DATUM: 16.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Da der Bundesrat die Motion Bruderer (sp, AG) «Keine vorgeburtliche
Geschlechterselektion durch die Hintertüre!» mit dem Bundesratsgeschäft
«Genetische Untersuchungen beim Menschen» (BRG 17.048) als bereits erfüllt
erachtete, beantragte er das Geschäft zur Abschreibung. Im Februar 2018 resp. im
darauffolgenden Mai kamen die beiden Kammern diesem Antrag nach. 26

MOTION
DATUM: 30.05.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Motion forderte Maya Graf (gp, BL) den Bundesrat auf, die systemische
Erforschung der Antibiotikaresistenzverbreitung bei Mensch, Tier und in der Umwelt
in seiner One-Health-Strategie zu optimieren und anhand der gesammelten
Erkenntnisse eine Ursachenbekämpfungsstrategie zu erstellen. Bei der zunehmenden
Verbreitung von antibiotikaresistenten Keimen handle es sich um «eine der grössten
Herausforderungen der kommenden Jahrzehnte», schreibt Graf in der eingereichten
Begründung. Die Schweiz gehe die Problematik zwar bereits sektorübergreifend und mit
dem nationalen Forschungsprogramm «Antimikrobielle Resistenz» (NFP 72) und der
nationalen Strategie Antibiotikaresistenz (Star) an, eine systemische Netzwerkanalyse zu
den grossen Stoffflüssen und der damit verbundenen Zirkulation von
antibiotikaresistenten Bakterien im System Mensch-Tier-Umwelt sei jedoch
unerlässlich, um die Entwicklung von Resistenzen zu verstehen. Im Hinblick auf
Antibiotikaresistenzen würde es One-Health ermöglichen, eine systemische
Untersuchung auf der Grundlage einer engeren Zusammenarbeit zwischen Human- und
Veterinärmedizin in Gang zu setzen und dadurch die Krankheitsfälle bei Mensch und
Tier zu verringern, die Wirksamkeit von Investitionen zu verbessern und zu einem
besseren Schutz der Umwelt beizutragen. In seiner Stellungnahme äusserte sich der
Bundesrat positiv gegenüber der Motion Graf. Er sei der Ansicht, dass dem One-Health-
Ansatz für die Ursachenbekämpfung von Antibiotikaresistenzen eine grosse Relevanz
zukomme. Einer der Hauptgründe für die Zunahme der Antibiotikaresistenzen sei der
nicht sachgerechte Antibiotikaeinsatz. Momentan seien verschiedene Projekte am
Laufen. Um den One-Health-Ansatz bezüglich ursachengerechter Resistenzbekämpfung
zu verbessern, würden die Ergebnisse des NFP 72 und einer für Mitte 2021 geplanten
Zwischenevaluation von Star in den Bereichen Mensch, Tier und Umwelt herangezogen
und erforderliche Anpassungen in Star vorgenommen. Stillschweigend und
diskussionslos nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2019 an. 27

MOTION
DATUM: 27.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Sondersession Anfang Mai 2021 befasste sich der Nationalrat mit einer Motion
Heim (sp, SO), welche den Bundesrat dazu auffordern wollte, gemeinsam mit den
medizinischen Fachgesellschaften sicherzustellen, dass den vernachlässigten
Aspekten, welche die Diagnose, Indikation, Therapie, Forschung und Prävention im
Bereich der geschlechtsspezifischen Medizin betreffen, angemessen begegnet wird.
Nach dem Ausscheiden Heims aus der grossen Kammer war das Geschäft von Martina
Munz (sp, SH) übernommen worden. Munz erläuterte in der Ratsdebatte, dass es
geschlechtsspezifische Unterschiede bezüglich «Prävalenz, Manifestation und Verlauf
von Krankheiten» gebe. Trotzdem kämen Frauen in der medizinischen Forschung zu
kurz, da nach wie vor der Mann als «Prototyp» gelte. Dies habe beispielsweise zur Folge,
dass Frauen bei einem Herzinfarkt über «ein signifikant höheres Todesrisiko»
verfügten, weil sie oftmals andere Symptome aufwiesen. Gesundheitsminister Berset
bat die Volkskammer, die Motion abzulehnen. Einerseits sei nicht in erster Linie der
Bund für die Umsetzung der entsprechenden Massnahmen zuständig, vielmehr liege
diese im Verantwortungsbereich der medizinischen Fachgesellschaften und der

MOTION
DATUM: 05.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Forschung. Andererseits beinhalte das Geschäft einen Strauss an heterogenen Themen,
was ein formales Problem darstelle. Diesem Votum kam der Nationalrat mit 95 zu 79
Stimmen (bei 5 Enthaltungen) nach. 28

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat in der Herbstsession 2021 mit einer Motion
Graf (sp, BL) zur One-Health-Strategie mit systemischer Erforschung der Verbreitung
von Antibiotikaresistenzen. Als Kommissionssprecherin ergriff die Motionärin gleich
selbst das Wort. Die SGK-SR spreche sich mit 8 zu 0 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) für
das Geschäft aus, da es sich bei der Wirksamkeitsbewahrung von Antibiotika und beim
Vorbeugen von Resistenzen um eine essenzielle gesundheitspolitische Aufgabe handle.
In diesem Kontext strich die Baselbieterin die Bedeutung der Zusammenhänge
zwischen Mensch, Tier, Pflanzen und der gemeinsamen Umwelt im Rahmen des One
Health-Ansatzes hervor. Antibiotikaresistenzen würden zwar bereits in mehreren
Forschungsprojekten aufgegriffen, Untersuchungen, welche dem besseren Verständnis
der komplexen systematischen Zusammenhänge dienten, fehlten indes bislang.
Gesundheitsminister Berset unterstützte die Motion. Er hob den politischen Ansatz des
Vorstosses hervor, mit dem die Gesundheit von Mensch und Tier zusammengebracht
werden soll. Seit 2013 umfasse das EDI nicht nur das BAG, sondern auch das BLV,
wodurch Synergien geschaffen worden seien. Mit der Unterstützung des Parlaments
wolle man den eingeschlagenen Weg gerne weiterverfolgen. Im Anschluss an diese
Wortmeldung nahm der Ständerat die Motion stillschweigend an. 29

MOTION
DATUM: 14.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mit der Absicht, die nicht-kommerzielle klinische Forschung zu fördern, verlangte die
SGK-NR mittels Motion eine Anpassung des Ausführungsrechts zum Heilmittelgesetz.
Konkret forderte sie eine Anpassung der «aufwändigen Auflagen und […] Tarife»,
welche für nicht-kommerzielle Versuche gelten. Diese führten dazu, dass
Forschungsprojekte nicht lanciert werden könnten. Denn in der Gebührenverordnung
werde nicht zwischen kommerzieller und nicht-kommerzieller Forschung
unterschieden, was zur Folge habe, dass die Projekte von jungen Forscherinnen und
Forschern an der Universität nicht finanzierbar seien. Diskussionslos und
stillschweigend hiess der Nationalrat die Motion in der Frühjahrssession 2022 gut.
Damit folgte er dem Bundesrat, der das Geschäft zur Annahme empfohlen hatte. 30

MOTION
DATUM: 17.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Die Motion der SGK-NR, mit der sie Gebühren und Auflagen für Forschung und
klinische Versuche mit nichtkommerziellen Medizinprodukten anpassen wollte, kam in
der Herbstsession 2022 in den Ständerat. Gemäss Kommissionssprecher Erich Ettlin
(mitte, OW) unterstütze die Kommission den Vorstoss, allerdings sei es ihr ein Anliegen,
dass die Sicherheit der Probandinnen und Probanden gewahrt werde. Unterstützung
soll insbesondere für Projekte angeboten werden, die noch nicht von anderen
Förderinstrumenten profitierten. In der Folge wurde der Vorstoss stillschweigend
angenommen. 31

MOTION
DATUM: 26.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Mai 2018 behandelte die SGK-NR die Motion «Tarifpartner sollen Tarife von
Laboranalysen aushandeln» ihrer Schwesterkommission. Mit 15 zu 7 Stimmen
beantragte sie dem Nationalrat, die Motion anzunehmen, da er in der Frühjahrssession
2018 bereits eine Motion Hess (fdp, OW; 16.3193) mit ähnlichem Ziel angenommen
hatte. Innovative Laboranalysen könnten schneller vergütet werden, wenn Versicherer
und Leistungserbringer die Tarife aushandelten; sicher schneller, als die vom EDI
benötigten zehn bis zwölf Monate, erklärte die Kommission. Dies erlaube auch, die
Kosten im Gesundheitswesen indirekt zu senken, erklärte Lorenz Hess als
Kommissionssprecher dem Nationalrat in der Herbstsession. Zudem helfe dies gegen
Doppelmedikation und Fehlbehandlungen. Eine Minderheit der SGK-NR zweifelte
hingegen an der Wirksamkeit der Motion. Yvonne Feri (sp, AG) verwies auf die Probleme
bei Tarmed und erklärte, durch die zahlreichen Anbieter und Verhandlungspartner
drohten auch bei den Laboranalysen Blockaden bei den Tarifverhandlungen; die
Wirksamkeit der Tarifautonomie sei ein «Mythos». Deutlich wurde auch
Gesundheitsminister Berset. «Un voeu pieux», also einen frommen Wunsch, oder gar
«une certaine forme de naïveté» nannte er die Annahme der beiden Kommissionen,

MOTION
DATUM: 19.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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dass die Tarifpartner die entsprechenden Tarife in nützlicher Frist aushandeln könnten.
Bereits heute hätten diese die Möglichkeit, tiefere Tarife auszuhandeln, sie täten es
aber nicht, betonte Berset. Eindringlich bat er den Rat nochmals, die Motion
abzulehnen. Dieser liess sich davon aber nicht überzeugen und nahm den Vorstoss mit
124 zu 57 Stimmen an. 32

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Katja Christ (glp, BS) war der Ansicht, dass das Fortpflanzungsmedizingesetz einer
zeitgemässen Anpassung bedürfe – nicht zuletzt aufgrund fehlender Kohärenz zu
anderen revidierten Bestimmungen, namentlich der «Ehe für alle». 
Der Bundesrat anerkannte im Grunde die Notwendigkeit, das
Fortpflanzungsmedizingesetz gründlich zu überprüfen; er habe auch bereits eine
Evaluation des Gesetzes in Auftrag gegeben. Die Motion Christ beantragte er dennoch
zur Ablehnung, da die Ergebnisse der Evaluation zuerst abgewartet werden sollten. 
In der Frühjahrssession 2023 lehnte der Nationalrat die Motion mit 104 zu 75 Stimmen
(7 Enthaltungen) ab. Die drei grossen bürgerlichen Fraktionen votierten beinahe
geschlossen für Ablehnung. 33

MOTION
DATUM: 01.03.2023
MARLÈNE GERBER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

In Erfüllung einer Petition (Pet. 21.2035) der Frauensession 2021 lancierte die SGK-NR in
der Sommersession 2022 eine Kommissionsmotion zur Förderung von Forschung und
Therapie für spezifische Frauenkrankheiten. Eine Vielzahl von Krankheiten betreffe nur
oder mehrheitlich Frauen, entsprechende Behandlungsmöglichkeiten seien jedoch
grundsätzlich nur wenig erforscht. Um dies zu ändern, solle der SNF ein
Forschungsprogramm lancieren mit dem Ziel, verbindliche Richtlinien für die Diagnose,
Indikation und Therapie von spezifischen Frauenkrankheiten zu erstellen und die
weitere Erforschung ebendieser zu fördern. In seiner Stellungnahme anerkannte der
Bundesrat, dass Frauenkrankheiten dringend weiter und gründlicher erforscht werden
müssten. Jedoch hätten Forschende in diesem Gebiet bereits die Möglichkeit, selbst
Forschungsanträge an den SNF zu stellen, und der Bundesrat wolle dieses Bottom-up-
Prinzip nicht durch einen entsprechenden Auftrag untergraben. Schliesslich sei in
Erfüllung des Postulats Fehlmann Rielle (sp, GE; Po. 19.3910) bereits ein Bericht zu
diesem Thema in Ausarbeitung, welcher aufzeigen solle, ob bei der Behandlung von
Frauenkrankheiten noch Handlungsbedarf bestehe. Auch eine Kommissionsminderheit
Glarner (svp, AG) stellte sich mit Verweis auf das Bottom-up-Prinzip gegen den
Vorstoss. Der Nationalrat nahm die Motion in der Herbstsession 2022 mit 133 zu 52
Stimmen an, wobei die SVP-Fraktion den Vorstoss geschlossen ablehnte. 34

MOTION
DATUM: 27.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Ende Juni 2022 lancierte die SGK-NR eine Motion zur Förderung der Gendermedizin
und griff damit zwei Petitionen aus der Frauensession 2021 auf. Die Gendermedizin
untersucht und behandelt Krankheiten vor einem geschlechtsspezifischen Hintergrund.
Die Annahme, dass Krankheiten geschlechtsneutral verliefen und aufträten, könne
Fehldiagnosen und -behandlungen mit sich ziehen. Um dies zu verhindern, müssten
bestehende Ungleichheiten in der Medizin bekämpft werden. Vor diesem Hintergrund
forderte die Kommissionsmehrheit, dass ein nationales Forschungsprogramm zur
Gendermedizin lanciert wird, dass Forschungsprojekte gefördert werden, welche sich
mit Frauenkrankheiten beschäftigen, und dass das Geschlecht bei der Vergabe von
Geldern des SNF berücksichtigt wird. 
Zwei Kommissionsminderheiten waren jedoch nicht mit allen Forderungen
einverstanden. Eine Minderheit Glarner (svp, AG) rief dazu auf, die ersten beiden
Forderungen der Motion abzulehnen, während eine Minderheit Sauter (fdp, ZH) die
Berücksichtigung des Geschlechts bei der Geldervergabe ablehnte. Nationalrat Glarner
argumentierte, dass das Problem der geschlechtlichen Ungleichbehandlung in der
Medizin wohl erst seit «der unsäglichen Gender-Debatte mit all ihren Absurditäten von
Links-Grün» bestehe. Dahingegen anerkannte Nationalrätin Sauter die Wichtigkeit der
Motion, aber sprach sich entschieden gegen die in der Motion vorgesehenen «engen
Vorgaben» für zur Vergabe von Forschungsgeldern aus. Der Bundesrat wies in seiner
Stellungnahme darauf hin, dass die Problematik bereits in den Antworten auf
vergangene Vorstösse (etwa Mo. 19.3577) diskutiert worden sei und
geschlechterspezifischer Unterschiede in der Medizin aufgrund des Postulats Fehlmann

MOTION
DATUM: 29.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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(sp, GE; Po. 19.3910) bereits untersucht würden. Des Weiteren sei eine Ablehnung der
Motion nötig, damit Forschende aller Schweizer Hochschulen weiterhin gleiche
Chancen beim Bewerbungsprozess für Gelder des SNF und von Innosuisse hätten. 
Nach einer hitzigen Debatte nahm der Nationalrat die Forderungen zur Lancierung
eines nationalen Forschungsprogramms und zur Förderung der Erforschung
spezifischer Frauenkrankheiten mit 127 zu 54 Stimmen bei 2 Enthaltungen an und
sprach sich somit gegen den Minderheitsantrag Glarner aus. Dem Antrag der Minderheit
Sauter kam der Nationalrat indes nach und sprach sich mit 100 zu 83 Stimmen gegen
die Berücksichtigung des Geschlechts bei der Vergabe von SNF-Geldern aus. 35

In der Frühlingssession 2023 setzte sich der Ständerat mit einer Kommissionsmotion
der SGK-NR zur Förderung von Forschung und Therapie für spezifische
Frauenkrankheiten auseinander. Die kleine Kammer folgte der Entscheidung des
Nationalrats und der eigenen SGK-SR, welche sich gar einstimmig für die Motion
ausgesprochen hatte, und nahm den Vorstoss mit 26 zu 7 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
an. 36

MOTION
DATUM: 14.03.2023
VIKTORIA KIPFER

Nachdem der Nationalrat eine Motion der SGK-NR zur Förderung der Gendermedizin
angenommen hatte, beantragte die Mehrheit der WBK-SR ihrem Rat die Ablehnung des
Anliegens. Sie war der Meinung, dass dieses Anliegen mit einer anderen
Kommissionsmotion der SGK-NR zur Förderung von Forschung und Therapie für
spezifische Frauenkrankheiten (Mo. 22.3869) besser zu erfüllen sei. Insbesondere
lehnte es die Kommissionsmehrheit ab, dass der Bund Vorgaben zu den Nationalen
Forschungsprogrammen (NFP) des SNF macht, da diese «bottom-up» entstehen
sollten. Schliesslich sei ein NFP zu Gendermedizin bereits in Planung. Die
Kommissionsminderheit hingegen erinnerte daran, dass das Parlament bereits früher
bei der Verwirklichung eines NFP mitgewirkt habe, und war der Ansicht, dass die Motion
dazu beitragen könne, die Erforschung frauenspezifischer Krankheiten voranzubringen.
Sie beantragte folglich, die Motion anzunehmen. Im Ständerat, der sich in der
Sommersession 2023 mit dem Vorstoss auseinandersetzte, kam es dennoch zu keiner
Abstimmung: Die Kommissionsminderheit zog ihren Antrag zurück, da der Bundesrat
wenige Tage vor der parlamentarischen Beratung die Lancierung der neuen Nationalen
Forschungsprogramme bekannt gegeben hatte, darunter eines zur Gendermedizin.
Damit ist die Motion erledigt. 37

MOTION
DATUM: 14.06.2023
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Diskussionslos überwies das Parlament eine Motion Hubmann (sp, ZH), welche verlangt,
dass sämtliche klinische Studien in einem öffentlich zugänglichen Register erfasst
werden. Die Registrierung soll zur Bedingung für eine Publikation gemacht werden. 38

MOTION
DATUM: 11.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Mit Stichentscheid des Präsidenten hiess der Ständerat eine im Vorjahr vom Nationalrat
gebilligte Motion Dunant (svp, BS) gut, welche eine gesamtschweizerische Koordination
resp. eine Konzentration der verschiedenen Ethikkommissionen auf kantonaler und
eidgenössischer Ebene verlangt. 39

MOTION
DATUM: 12.03.2006
MAGDALENA BERNATH

Zeitgleich mit der Bereinigung des HFG und kurz vor der Verabschiedung der Botschaft
für eine Totalrevision des Bundesgesetzes über die Förderung der Forschung und
Innovation (FIFG), lancierte die abtretende Ständerätin Forster (fdp, SG) eine Motion,
die bis zum Sommer 2012 vom Bundesrat einen Masterplan im Bereich der
biomedizinischen und pharmazeutischen Forschung und Produktion forderte. Dabei
soll der Bundesrat unter anderem aufzeigen, wie sich insbesondere die
Bewilligungsverfahren beschleunigen lassen, wie der Schutz des geistigen Eigentums
(Patentschutz) verbessert werden kann und wie sich der Produktionsstandort Schweiz
im internationalen Standortwettbewerb, allenfalls mit steuerlichen Massnahmen,
stärken lässt. In Anbetracht der abgeschlossenen und laufenden Revisionen zum Thema

MOTION
DATUM: 18.12.2011
SUZANNE SCHÄR
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beantragte der Bundesrat Annahme der Motion. Felix Gutzwiller (fdp, ZH) übernahm sie
in der neuen Legislatur. In der Dezembersession wurde sie von der Kleinen Kammer
angenommen. 40

Forster (plr, SG) a lancé une motion reprise par Gutzwiller (plr, ZH) dont l’intitulé est le
suivant: sauvegarder l’emploi en renforçant le pôle suisse de recherche, de
développement et de production dans le domaine de l’industrie biomédicale. Son
objectif sous-jacent est de permettre à la population de profiter des progrès de la
médecine. L’amélioration du cadre des examens, de l’efficacité et de l’économicité des
thérapies, l’allégement de la bureaucratie, l’accélération des procédures d’autorisation
de nouveaux médicaments et thérapies, ainsi que la recherche au niveau des maladies
orphelines doivent contribuer à atteindre cet objectif. Cette motion a été acceptée par
le Conseil national, après avoir été validée par le Conseil des Etats en 2011. 41

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Le groupe de l’Union démocratique du centre (UDC) a déposé une motion sur la
revitalisation de la recherche et de l’industrie pharmaceutique en Suisse. Elle a
notamment pour objectif un cadre transparent, planifiable et prévisible de l’examen de
l’économicité des nouveaux médicaments. En outre, elle demande une accélération des
procédures d’autorisation des médicaments, afin de permettre à la Suisse de revenir en
tête du peloton des pays leaders dans ce domaine. Et finalement, il est nécessaire selon
cette motion d’améliorer la protection de la propriété intellectuelle et de l’exploiter
judicieusement. En 2012, le Conseil des Etats a confirmé la tendance dégagée par le
Conseil national en 2011 en adoptant lui aussi la motion. 42

MOTION
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Barthassat (pdc, GE) a déposé au Conseil national la motion sur la revitalisation de la
Suisse en tant que centre de recherche et site pharmaceutique. Cette motion
cautionne une politique indépendante, notamment vis-à-vis de l’Union Européenne,
visant à retrouver une meilleure compétitivité au niveau des approbations cliniques,
ainsi que dans l’admission et le remboursement des médicaments. Après avoir été
validée par le Conseil national, cette motion a été, acceptée par le Conseil des Etats. 43

MOTION
DATUM: 13.06.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Eine im Herbst 2018 von Christoph Eymann (lpd, BS) eingereichte Motion forderte den
Bundesrat auf, ein NFP zur Alzheimerkrankheit zu lancieren. Gemäss Motionär sei es
wichtig und nötig, die Forschung von privaten Firmen durch Forschung an Schweizer
Hochschulen zu unterstützen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er
verwies in seiner Begründung auf die zahlreichen Forschungsinitiativen auf nationaler
und internationaler Ebene, in welchen sich Schweizer Firmen und Forschende an
Hochschulen bereits mit der Verbesserung der Diagnose- und Therapiemöglichkeiten
dieser Form der Demenz befassten. Zudem sei es üblich, dass die Themenwahl für neue
NFP bottom-up geschehe und nicht «von oben herab» implementiert würde.  Der
Nationalrat schenkte der Argumentation des Bundesrates jedoch kein Gehör und
stimmte der Motion in der Herbstsession 2020 mit 130 Stimmen zu 51 Stimmen bei 10
Enthaltungen deutlich zu. 44

MOTION
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2022 mit der Forderung von
Nationalrat Eymann (lpd, BS), ein NFP zur Alzheimerkrankheit zu lancieren. Die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR hatte die Motion zur Ablehnung beantragt, eine
Minderheit Sommaruga (sp, GE) hingegen befürwortete das Anliegen. Wie
Kommissionssprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR) ausführte, sei die Mehrheit der
WBK-SR selbstverständlich nicht der Auffassung, dass man diese Krankheit und ihre
Folgen nicht untersuchen solle, aber es gebe gute Gründe, die gegen die Lancierung
eines NFP sprächen. So stünden die Instrumente, die für eine umfassende Förderung
der Alzheimer-Forschung nötig seien, bereits zur Verfügung und würden von den
Schweizer Forschenden auch genutzt. Zudem hätten die Forschenden auch jederzeit
die Möglichkeit, sich beim SNF um eine ordentliche Finanzierung für die Durchführung
von Forschungsprojekten zu Alzheimer zu bemühen, wovon ebenfalls Gebrauch
gemacht werde. Darüber hinaus seien die Schweizer Forschenden auch auf der
internationalen Ebene in entsprechende Forschungsprojekte eingebunden. Und
schliesslich, und das sei für die Kommission der wichtigste Grund, gebe es ein
bewährtes Verfahren für die Festlegung von NFPs; die Eingabefrist für die nächste

MOTION
DATUM: 14.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Runde laufe im Übrigen in einigen Tagen aus. Die Kommission betonte, dass es den
entsprechenden Organisationen und Forschenden selbstverständlich frei stehe, einen
Vorschlag für ein NFP zu Alzheimer einzureichen.
Carlo Sommaruga entgegnete, dass einiges für die Annahme der Motion spreche. So
nehme etwa die Anzahl an Personen, welche an Alzheimer erkrankten, immer weiter zu,
wodurch auch die medizinischen und gesellschaftlichen Kosten anstiegen. Zudem seien
die Mittel, die derzeit für die Alzheimer-Forschung in der Schweiz zur Verfügung
stünden, unzureichend und es gebe auch nur wenige Mittel des SNF, die der
Alzheimerforschung gewidmet seien.
Die Mehrheit des Ständerates sprach sich am Ende der Debatte mit 25 zu 14 Stimmen
bei 2 Enthaltungen gegen die Motion aus. Für die Motion stimmten allen voran die
Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktionen. 45
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